
Auszug aus dem Zwischenbericht der Enquete-Kommission 
Ethik und Recht der modernen Medizin – Bereich 
Patientenverfügungen - 
 
vom 13.9.2004 (BT-Drs. 15/3700, S. 45) 
 
 
Gesetzesvorschlag zur Umsetzung der Empfehlungen 
 

Bürgerliches Gesetzbuch 

Viertes Buch. Familienrecht. Abschnitt 3 Titel 2 Rechtliche Betreuungen 

 

§ 1901 b [Patientenverfügung]  

 

1) Eine einwilligungsfähige Person kann schriftlich festlegen, welche medizinischen Maßnahmen sie für den Fall des 

Verlustes ihrer Einwilligungsfähigkeit wünscht oder ablehnt (Patientenverfügung). Einwilligungsfähigkeit liegt vor, 

wenn die Person Bedeutung, Umfang und Tragweite der Erklärung beurteilen kann. Maßnahmen der 

Basisversorgung können durch eine Patientenverfügung nicht ausgeschlossen werden.  

 

2) Der Betreuer hat die Patientenverfügung zu überprüfen. Ergeben sich keine Anhaltspunkte dafür, dass der 

Betreute seinen Willen geändert hat oder bei Kenntnis der vorliegenden Umstände zu einer anderen Entscheidung 

gekommen wäre, und trifft die in der Patientenverfügung getroffene Entscheidung auf die vorliegende Situation zu, 

hat der Betreuer die Patientenverfügung umzusetzen.  

 

3) Hat die Patientenverfügung den Verzicht oder Abbruch einer medizinisch indizierten oder ärztlicherseits 

vorgeschlagenen lebenserhaltenden Maßnahme zum Ziel, darf der Betreuer die Patientenverfügung nur umsetzen, 

wenn das Grundleiden irreversibel ist und trotz medizinischer Behandlung nach ärztlicher Erkenntnis zum Tode 

führen wird.  

 

4) Hat eine einwilligungsfähige Person mündlich erklärt oder auf andere Weise zum Ausdruck gebracht, welche 

medizinische Maßnahme sie im Falle des Verlustes ihrer Einwilligungsfähigkeit wünscht oder ablehnt, hat der 

Betreuer diese Erklärung als Indiz bei der Ermittlung des Willens des Betreuten zu berücksichtigen. Eine 

medizinisch indizierte oder ärztlicherseits vorgeschlagene lebenserhaltende Maßnahme darf nur abgelehnt werden, 

wenn das Grundleiden irreversibel ist und trotz medizinischer Behandlung nach ärztlicher Erkenntnis zum Tode 

führen wird.  

 

5) Im Zweifel haben bei der Umsetzung einer Patientenverfügung oder einer mündlichen Erklärung das Wohl des 

Betreuten und sein Lebensschutz Vorrang.  

 

6) Vor einer Entscheidung nach Absatz 3 und Absatz 4 Satz 2 hat der Betreuer die Beratung durch ein Konsil 

einzuholen. Dem Konsil sollen mindestens der behandelnde Arzt, ein Vertreter der Pflegenden und, soweit 

vorhanden, ein Angehöriger angehören. Gegenstand der Beratungen sind insbesondere die Fragen, – ob die 

Patientenverfügung formal gültig ist; – ob es einen Hinweis auf eine beachtliche aktuelle Willensänderung gibt; – ob 

und inwiefern die konkrete aktuelle medizinische Situation mit einer der in der Verfügung beschriebenen Situationen 

übereinstimmt; – wie der in der Patientenverfügung geäußerte Wille auf die konkrete medizinisch indizierte 

Behandlung angewendet werden kann. Die Beratung findet im Wege einer gemeinsamen Besprechung mit dem 

Betreuer statt, deren Ergebnis zu dokumentieren ist.  

 

7) Die Ablehnung der Einwilligung des Betreuers in die Aufnahme oder Fortsetzung einer medizinischen Maßnahme 

nach Absatz 3 und Absatz 4 Satz 2 ist nur mit Genehmigung des Vormundschaftsgerichts zulässig.  

 

8) Absatz 1 bis 7 gelten für die Entscheidung des Bevollmächtigten entsprechend. Die Vollmacht ist nur wirksam, 

wenn sie schriftlich erteilt ist und die in Absatz 1 

genannten Maßnahmen ausdrücklich umfasst. 

 



§ 1896 Abs. 1 BGB wird wie folgt geändert: 

 

In Absatz 1 wird nach Satz 1 folgender Satz eingefügt: 

„Dies gilt auch dann, wenn eine Patientenverfügung vorliegt.“ 

 
 
-------- 
 
Hinweis: der vollständige Zwischenbericht ist im Internet verfügbar unter: 
 
http://www.bundestag.de/parlament/kommissionen/ethik_med/ 
berichte_stellg/04_09_13_zwischenbericht_patientenverfuegungen.pdf 


